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BUNDESARBEITSGERICHT

3 AZR 627/09
1 Sa 29/09
Landesarbeitsgericht
Saarland

Verkündet am 
23. August 2011

Im Namen des Volkes!

Kaufhold, Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle

URTEIL

ln Sachen

Kläger, Berufungskläger und Revisionskläger,

pp.

Beklagte, Berufungsbeklagte und Revisionsbeklagte,

hat der Dritte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der mündlichen Ver­

handlung vom 23. August 2011 durch die Vorsitzende Richterin am Bundes­

arbeitsgericht Gräfl, die Richter am Bundesarbeitsgericht Dr. Zwanziger und Dr. 

Spinner sowie den ehrenamtlichen Richter Schepers und die ehrenamtliche 

Richterin Dr. Möller für Recht erkannt:
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Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Landes­
arbeitsgerichts Saarland vom 29. Juli 2009 - 1 Sa 29/09 - 
wird zurückgewiesen.

Der Kläger hat die Kosten des Revisionsverfahrens zu 
tragen.

Von Rechts wegen!

Tatbestand

Die Parteien streiten darüber, ob die Beklagte die Zeiten des befristeten 1 

Arbeitsverhältnisses des Klägers bei der ÖTV-Kreisverwaltung C vom 

21. Januar 1991 bis zum 20. Juli 1992 und der sich daran anschließenden 

Arbeitslosigkeit vom 21. Juli 1992 bis zum 31. Januar 1993 bei der Berechnung 

der späteren Versorgungsbezüge anzurechnen hat.

Der 1959 geborene Kläger ist Rechtsschutzsekretär bei der Beklagten, 2 

die Rechtsnachfolgerin der früheren Gewerkschaft ÖTV ist. Der Kläger war vom 

21. Januar 1991 bis zum 20. Juli 1992 bei der ÖTV-Kreisverwaltung C befristet 

beschäftigt. Vom 21. Juli 1992 bis zum 31. Januar 1993 war er arbeitslos. Er 

wurde ab 1. Februar 1993 als Gewerkschaftssekretär bei der ÖTV- 

Kreisverwaltung S angestellt. Der Arbeitsvertrag vom 13. Mai 1993 enthält ua. 

folgende Regelungen:

jj

Alle weiteren Arbeitsbedingungen richten sich nach 
den .Allgemeinen Arbeitsbedingungen für die Be­
schäftigten der Gewerkschaft Öffentliche Dienste,
Transport und Verkehr’ und den Betriebsvereinba­
rungen in den jeweils gültigen Fassungen.

Die Beschäftigungszeit beginnt am 01. Februar 1993.
Die Beschäftigungszeit vom 21.01.1991 bis zum 
20.07.1992 bei der Kreisverwaltung C wird auf die 
Beschäftigungszeit ab 01. Februar 1993 angerech-
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net, daher entfällt die Probezeit.

Die Allgemeinen Arbeitsbedingungen für die Beschäftigten der Gewerk- 3

schaft ÖTV (im Folgenden: AAB ÖTV) bestimmen ua.:

„§ 1 Geltungsbereich
(1) Die Allgemeinen Arbeitsbedingungen gelten für 

Beschäftigte der Gewerkschaft Öffentliche Dienste,
Transport und Verkehr.

§ 4 Beschäftigungszeit
(1) Beschäftigungszeit im Sinne der Allgemeinen 

Arbeitsbedingungen ist jede hauptberufliche Tätigkeit 
beim DGB, bei Gewerkschaften und gewerkschaftli­
chen Einrichtungen.

(2) Der geschäftsführende Hauptvorstand kann nach 
Beendigung der Probezeit auf Antrag der Beschäftig­
ten ehrenamtliche gewerkschaftliche oder gleichwer­
tige berufliche Tätigkeiten, in der Regel bis zu drei 
Jahren, auf die Beschäftigungszeit anrechnen.

(3) Ununterbrochene Beschäftigungszeit im Sinne der 
Allgemeinen Arbeitsbedingungen ist jede hauptberuf­
liche Tätigkeit beim DGB, bei Gewerkschaften und 
gewerkschaftlichen Einrichtungen, die nicht durch ein 
Arbeitsverhältnis bei einem anderen Arbeitgeber 
unterbrochen worden ist.

(4) Die Anrechnung der Beschäftigungszeiten erfolgt 
nach der Probezeit.

§ 6 Zusätzliche Altersversorgung
(1) Die Gewerkschaft ÖTV ist Mitglied der Unterstüt­

zungskasse des DGB e.V. Die zusätzliche Altersver­
sorgung ihrer Beschäftigten ist geregelt durch die 
Unterstützungsrichtlinien der Unterstützungskasse 
des DGB e.V. und die Vereinbarung über die Zah­
lung von Alters-, Invaliden- und Hinterbliebenenver­
sorgung.

(2) Beschäftigte werden nach den jeweils geltenden 
Unterstützungsrichtlinien der Unterstützungskasse 
des DGB e.V. als Begünstigte angemeldet; darüber 
werden sie nach Ablauf der Probezeit informiert.
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it

Die als „Unterstützungs-Richtlinien 1983“ (im Folgenden: UR 83) be- 4 

zeichnete Versorgungsordnung für die Beschäftigten der Gewerkschaften, des 

DGB und der gewerkschaftlichen Einrichtungen, die ab 1983 eingestellt wurden, 

bestimmt in § 2 ua.:

„§ 2 Begünstigte
(1) Begünstigte mit Aussicht auf Unterstützung sind die 

Beschäftigten der Kassenmitglieder, soweit sie bei 
der Unterstützungskasse angemeldet und nicht nach 
den Absätzen 2 und 3 ausgeschlossen sind.

(2) Keine Aussicht auf Unterstützung erhalten
1. Beschäftigte in einem befristeten Arbeitsverhält­

nis, soweit nicht eine Anmeldung nach Abs. 7 
erfolgt,

(4) Die Anmeldung bei der Unterstützungskasse erfolgt 
für die Dauer der Beschäftigung gegen Entgelt 
(versicherungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis, 
§ 7 SGB IV). Die Anmeldung bleibt erhalten, solange 
dem Begünstigten Arbeitsentgelt ohne Arbeitsleis­
tung gezahlt wird oder Arbeitsunfähigkeit im Sinne 
der Krankenversicherung besteht.

(7) Beschäftigte in einem befristeten Arbeitsverhältnis 
werden rückwirkend ab Beginn der Beschäftigung bei 
der Unterstützungskasse angemeldet, wenn sich ein 
unbefristetes Arbeitsverhältnis anschließt. Das gilt 
auch dann, wenn verschiedene Kassenmitglieder 
Arbeitgeber sind. Für eine rückwirkende Anmeldung 
ist das Kassenmitglied zuständig, bei dem die nach­
zumeldende Beschäftigung stattgefunden hat. Die 
Anmeldung mehrerer aufeinander folgender befriste­
ter Arbeitsverhältnisse erfolgt nach näherer Bestim­
mung durch den Kassenvorstand.

ei

- 5 -

Zur Anmeldung von befristeten Arbeitsverhältnissen bestimmte der 

Kassenvorstand der Unterstützungskasse des DGB e.V. am 9. April 1991 nach

5

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 5 - 3 AZR 627/09

§ 2 Abs. 7 Satz 4 der UR 83:

„1. Die Beschäftigung in einem befristeten Arbeitsver­
hältnis, dem kein weiteres Arbeitsverhältnis folgt, 
bleibt anmeldungsfrei.

2. Die Beschäftigung in weiteren aufeinander folgenden 
befristeten Arbeitsverhältnissen bleibt anmeldungs­
frei, solange die Beschäftigungszeit in den befriste­
ten Arbeitsverhältnissen insgesamt zwei Jahre nicht 
überschreitet.

3. Befristete Arbeitsverhältnisse folgen aufeinander, 
wenn sie durch keinen Kalendermonat unterbrochen 
werden.

Das Arbeitsverhältnis des Klägers ging mit der Verschmelzung der Ge- 6 

werkschaft ÖTV und vier weiterer Gewerkschaften zur Beklagten auf diese 

über.

Mit der vorliegenden Klage hat der Kläger die Feststellung begehrt, 7 

dass die Zeit vom 21. Januar 1991 bis zum 31. Januar 1993 bei der Berech­

nung der Versorgungsrente berücksichtigt werden müsse. Er hat unter Beru­

fung auf § 4 Abs. 3 AAB ÖTV und § 2 Abs. 7 UR 83 die Auffassung vertreten, 

die Dauer des befristeten Arbeitsverhältnisses und der Arbeitslosigkeit, mindes­

tens aber die des befristeten Arbeitsverhältnisses, seien anzurechnen. In § 2 

Abs. 7 UR 83 fehle das Wort „unmittelbar“. Ein befristetes Arbeitsverhältnis sei 

daher auch dann zu berücksichtigen, wenn sich das unbefristete Arbeitsverhält­

nis nicht unmittelbar anschließe. In seinem Fall seien die Beschäftigungszeiten 

nicht durch ein Arbeitsverhältnis zu einem anderen Arbeitgeber unterbrochen 

worden, so dass von einem ununterbrochenen Arbeitsverhältnis iSv. § 4 Abs. 3 

AAB ÖTV auszugehen sei.

Der Kläger hat sinngemäß beantragt 8

festzustellen, dass die Zeit vom 21. Januar 1991 bis zum 
31. Januar 1993 zu seinen Gunsten bei der Berechnung 
der Versorgungsrente zu berücksichtigen ist.
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Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. 9

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Landesarbeitsgericht 10 

hat die Berufung des Klägers zurückgewiesen. Mit der Revision verfolgt der 

Kläger sein Begehren weiter. Die Beklagte beantragt die Zurückweisung der 

Revision.

Entscheidungsgründe

Die Revision ist unbegründet. Die Vorinstanzen haben die Klage zu 11 

Recht abgewiesen. Die zulässige Klage ist unbegründet. Der Kläger hat keinen 

Anspruch auf Berücksichtigung der Zeiten des befristeten Arbeitsverhältnisses 

mit der Gewerkschaft ÖTV vom 21. Januar 1991 bis zum 20. Juli 1992 und der 

anschließenden Arbeitslosigkeit vom 21. Juli 1992 bis zum 31. Januar 1993 bei 

der Berechnung der Versorgungsrente.

I. Die Feststellungsklage ist zulässig. Die Voraussetzungen des §256 12

Abs. 1 ZPO sind erfüllt.

1. Nach § 256 Abs. 1 ZPO kann auf die Feststellung des Bestehens eines 13

Rechtsverhältnisses Klage erhoben werden, wenn der Kläger ein rechtliches 

Interesse daran hat, dass das Rechtsverhältnis durch richterliche Entscheidung 

alsbald festgestellt werde. Die Klage muss sich dabei nicht auf das Rechtsver­

hältnis im Ganzen beziehen. Es reicht, wenn sie sich - wie hier - auf einzelne

sich daraus ergebende Rechte oder Folgen beschränkt, sofern dafür ein Fest­

stellungsinteresse besteht (vgl. BAG 12. Oktober 2004 - 3 AZR 444/03 - zu I der 

Gründe, AP TVG § 1 Tarifverträge: Rundfunk Nr. 44 = EzA TVG § 1 Auslegung 

Nr. 39).

2. Das erforderliche Feststellungsinteresse ist gegeben, da die Beklagte 14

eine Verpflichtung zur Anrechnung der vom Kläger in dem befristeten Arbeits­

verhältnis mit der Gewerkschaft ÖTV vom 21. Januar 1991 bis zum 20. Juli

1992 zurückgelegten Beschäftigungszeit bei der Berechnung der Versorgungs-
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rente ebenso leugnet wie für die sich daran anschließende Zeit der Arbeitslo­

sigkeit des Klägers vom 21. Juli 1992 bis zum 31. Januar 1993. Dem steht nicht 

entgegen, dass noch nicht feststeht, ob die vom Kläger verlangte Anrechnung 

im Versorgungsfall zu einer höheren Versorgungsrente führt. Ausreichend ist, 

dass dies möglich ist (vgl. BAG 11. Dezember 2007 -3  AZR 249/06- Rn. 18,

BAGE 125, 133).

II. Die Klage ist unbegründet. Der Kläger hat keinen Anspruch auf Berück- 15

sichtigung der Zeiten des befristeten Arbeitsverhältnisses mit der Gewerkschaft 

ÖTV vom 21. Januar 1991 bis zum 20. Juli 1992 und der anschließenden 

Arbeitslosigkeit vom 21. Juli 1992 bis zum 31. Januar 1993 bei der Berechnung 

seiner späteren Versorgungsrente.

1. Die Zeit des befristeten Arbeitsverhältnisses bei der Kreisverwaltung 16

der Gewerkschaft ÖTV in C vom 21. Januar 1991 bis zum 20. Juli 1992 ist bei 

der späteren Berechnung der Versorgungsrente des Klägers nicht zu berück­

sichtigen.

Nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 der arbeitsvertraglich durch die Verweisung auf 17 

§ 6 AAB ÖTV in Bezug genommenen UR 83 haben befristet Beschäftigte 

keinen Anspruch auf Versorgungsleistungen, sofern nicht eine Anmeldung nach 

§ 2 Abs. 7 UR 83 erfolgt. Nach § 2 Abs. 7 Satz 1 UR 83 werden Beschäftigte in 

einem befristeten Arbeitsverhältnis rückwirkend ab Beginn der Beschäftigung 

bei der Unterstützungskasse angemeldet, wenn sich ein unbefristetes Arbeits­

verhältnis anschließt. Hieran fehlt es im Falle des Klägers. An das mit der 

Gewerkschaft ÖTV in der Zeit vom 21. Januar 1991 bis zum 20. Juli 1992 

bestandene befristete Arbeitsverhältnis hat sich kein unbefristetes Arbeitsver­

hältnis mit der Gewerkschaft ÖTV oder einem anderen Mitglied der Unterstüt­

zungskasse des DGB angeschlossen. Der Kläger war vielmehr arbeitslos. Das 

am 1. Februar 1993 begründete unbefristete Arbeitsverhältnis ist kein anschlie­

ßendes Arbeitsverhältnis iSv. § 2 Abs. 7 UR 83. Ein unbefristetes Arbeitsver­

hältnis schließt sich nur dann an ein befristetes Arbeitsverhältnis an, wenn 

zwischen den Arbeitsverhältnissen ein unmittelbarer zeitlicher Zusammenhang 

besteht. Dies ergibt die Auslegung der Regelung.
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a) Die Auslegung der UR 83 als letztlich einseitig vom Arbeitgeber gesteh- 18 

tem Regelungswerk erfolgt nach den Grundsätzen für die Auslegung Allgemei­

ner Geschäftsbedingungen. Diese sind nach ihrem objektiven Inhalt und typi­

schen Sinn einheitlich so auszulegen, wie sie von verständigen und redlichen 

Vertragspartnern unter Abwägung der Interessen der normalerweise beteiligten 

Verkehrskreise verstanden werden, wobei die Verständnismöglichkeiten des 

durchschnittlichen Vertragspartners des Verwenders zugrunde zu legen sind.

Zu berücksichtigen sind dabei die für die Vertragspartner des Verwenders 

allgemein erkennbaren äußeren Umstände, die für einen verständigen und 

redlichen Erklärungsempfänger Anhaltspunkte für eine bestimmte Auslegung 

geben. Umstände, die den konkreten Arbeitnehmer betreffen, sind nur dann von 

Belang, wenn im konkreten Einzelfall die Beteiligten übereinstimmend eine 

Erklärung in demselben Sinne verstanden haben. Die Auslegung Allgemeiner 

Geschäftsbedingungen obliegt auch dem Revisionsgericht (vgl. BAG 18. Mai 

2010 - 3 AZR 373/08 - Rn. 32 und 50 f., AP ArbGG 1979 § 66 Nr. 37 = EzA 

BGB 2002 § 310 Nr. 9; 15. Februar 2011 - 3 AZR 54/09 - Rn. 33).

b) Danach ist § 2 Abs. 7 UR 83 dahingehend auszulegen, dass die Zeit 19

eines befristeten Arbeitsverhältnisses bei der Berechnung der Versorgungsleis­

tungen nur dann zu berücksichtigen ist, wenn zwischen dem befristeten und

dem unbefristeten Arbeitsverhältnis ein unmittelbarer zeitlicher Zusammenhang 

besteht.

aa) Bereits der Wortlaut von § 2 Abs. 7 Satz 1 UR 83 ist eindeutig. Danach 20

muss sich an das befristete Arbeitsverhältnis das unbefristete Arbeitsverhältnis 

anschließen. Davon kann nur gesprochen werden, wenn es zu keiner Unterbre­

chung zwischen dem befristeten und dem unbefristeten Arbeitsverhältnis 

kommt. Nach dem allgemeinen Sprachgebrauch meint anschließen räumlich 

oder zeitlich unmittelbar folgen (vgl. Duden Das große Wörterbuch der deut­

schen Sprache 3. Auf!. Stichwort: „anschließen“; Wahrig Deutsches Wörterbuch 

8. Auf!. Stichwort: „anschließen“; vgl. auch Brockhaus/Wahrig Deutsches 

Wörterbuch Stichwort: „anschließen“, Ziff. 4.2 Etwas schließt sich einer Sache 

an: folgt unmittelbar). Von diesem Wortsinn gehen auch die UR 83 aus. Es
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bedarf deshalb nicht der Verwendung des Wortes unmittelbar in den UR 83, um 

einen zeitlichen Kontext zu bezeichnen.

bb) Auch der Gesamtzusammenhang der Regelungen spricht dafür, das 21 

Anschließen im Sinne eines unmittelbaren Zusammenhangs zwischen dem 

befristeten und dem unbefristeten Arbeitsverhältnis zu verstehen. § 2 Abs. 2 

Nr. 1 UR 83 nimmt die Beschäftigten in befristeten Arbeitsverhältnissen aus 

dem Kreis der Begünstigten nach § 2 Abs. 1 UR 83 grundsätzlich aus, wenn 

nicht die Voraussetzungen des § 2 Abs. 7 UR 83 vorliegen. § 2 Abs. 7 Satz 2 

UR 83 regelt den Fall des Arbeitgeberwechsels zwischen dem befristeten 

Arbeitsverhältnis und dem unbefristeten Arbeitsverhältnis. Für den Fall mehre­

rer aufeinander folgender befristeter Arbeitsverhältnisse erfolgt die Anmeldung 

und damit die Berücksichtigung der Zeiten in den befristeten Arbeitsverhältnis­

sen gemäß § 2 Abs. 7 Satz 4 UR 83 nach den vom Kassenvorstand am 9. April 

1991 getroffenen Bestimmungen. Diese gehen von einem unmittelbaren An­

schluss der Arbeitsverhältnisse aus. Mit der vom Kassenvorstand getroffenen 

Regelung Nr. 3 wird dies unterstrichen. Sie beruht auf der Erkenntnis, dass es 

bei mehreren aufeinander folgenden befristeten Arbeitsverhältnissen häufig zu 

kurzen Unterbrechungen kommt. Diese sollen einer Anrechnung nicht ent­

gegenstehen, wenn die jeweilige Unterbrechung keinen Kalendermonat gedau­

ert hat.

cc) Aus § 4 Abs. 3 AAB ÖTV ergibt sich nichts Gegenteiliges. Danach ist 22 

die ununterbrochene Beschäftigungszeit im Sinne der Allgemeinen Arbeitsbe­

dingungen jede hauptberufliche Tätigkeit beim DGB, bei Gewerkschaften und 

gewerkschaftlichen Einrichtungen, die nicht durch ein Arbeitsverhältnis bei 

einem anderen Arbeitgeber unterbrochen ist. Diese Regelung kann entgegen 

der Auffassung der Revision zur Auslegung der UR 83 nicht herangezogen 

werden. Die AAB ÖTV bestimmen keine Modifizierung der UR 83. Sie ordnen 

lediglich deren Geltung an. Insoweit verweist § 6 AAB ÖTV pauschal auf die 

Unterstützungs-Richtlinien der Unterstützungskasse des DGB e.V. § 6 AAB 

ÖTV enthält keinen Hinweis zur Berücksichtigung einer Beschäftigungszeit.

Dies zeigt, dass die AAB ÖTV im Bereich der zusätzlichen Altersversorgung
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keine eigenständige Regelung geschaffen, sondern vollständig und ohne 

Einschränkung oder Erweiterung die für die Unterstützungskasse geltenden 

Regelungen der UR 83 in Bezug genommen haben.

Gegen eine Heranziehung von § 4 Abs. 3 AAB ÖTV zur Auslegung der 23 

UR 83 spricht auch, dass § 4 Abs. 3 AAB ÖTV in den AAB ÖTV nur einen 

Anwendungsfall hat. Der in § 4 Abs. 3 AAB ÖTV verwendete Begriff der „un­

unterbrochenen Beschäftigungszeit“ wird ausschließlich in § 28 Abs. 3 

AAB ÖTV aufgegriffen. Dort wird bestimmt, dass nach einer ununterbrochenen 

Beschäftigungszeit gemäß §4 Abs. 3 AAB ÖTV von 15 Jahren, frühestens 

jedoch nach Vollendung des 40. Lebensjahres, Beschäftigte unkündbar sind. 

Ansonsten verwenden die AAB ÖTV den in § 4 Abs. 1 AAB ÖTV definierten 

Begriff der Beschäftigungszeit. § 4 Abs. 3 AAB ÖTV ist daher eine Sondervor­

schrift, die auch nur in den für sie ausdrücklich genannten Fällen zu berücksich­

tigen ist.

dd) Aus der im Arbeitsvertrag vereinbarten Anrechnung der Zeit des befris- 24 

teten Arbeitsverhältnisses vom 21. Januar 1991 bis zum 20. Juli 1992 auf die 

Beschäftigungszeit ab dem 1. Februar 1993 ergibt sich nicht, dass diese Zeit 

auch bei der Berechnung der Versorgungsleistungen zu berücksichtigen ist. Der 

Arbe its vertrag trifft zur betrieblichen Altersversorgung keine eigenständige 

Regelung. Die Parteien haben lediglich die in § 4 AAB ÖTV definierte Beschäf­

tigungszeit um die Zeit des befristeten Arbeitsverhältnisses verlängert. Dies hat 

zwar nicht nur die im Arbeitsvertrag ausdrücklich angeordnete Folge, dass eine 

Probezeit für den Kläger entfiel. Ohne diese Anrechnung hätte der Kläger als 

Gewerkschaftssekretär, wie sich aus § 3 Abs. 1 Satz 3 AAB ÖTV ergibt, eine 

Probezeit von sechs Monaten zu absolvieren gehabt. Die Anrechnung führt 

vielmehr auch dazu, dass sich die Dauer der Entgeltfortzahlung im Krankheits­

fall nach § 16 AAB ÖTV, die Bezüge im Todesfall nach § 19 AAB ÖTV, die 

Jubiläumszuwendungen nach § 24 AAB ÖTV und die Kündigungsfristen ein­

schließlich der Unkündbarkeit nach § 28 AAB ÖTV entsprechend verändert 

haben. Für die Ansprüche auf betriebliche Altersversorgung nach den UR 83 

hat dies jedoch keine Bedeutung, weil diese von § 6 AAB ÖTV unverändert in
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Bezug genommen werden und gerade nicht an die in den AAB ÖTV vielfach 

verwendete Begrifflichkeit der Beschäftigungszeit anknüpfen.

2. Zu Recht hat das Landesarbeitsgericht erkannt, dass der Kläger die 25

Berücksichtigung der Zeit seiner Arbeitslosigkeit vom 21. Juli 1992 bis zum 

31. Januar 1993 bei der Berechnung der späteren Versorgungsrente nicht 

beanspruchen kann. Einem solchen Anspruch steht bereits § 2 Abs. 4 UR 83 

entgegen. Diese Bestimmung ordnet an, dass eine Anmeldung zur Unterstüt­

zungskasse nur für Zeiten der Beschäftigung gegen Entgelt erfolgt. Hieran fehlt 

es während der Arbeitslosigkeit.

III. Die Kostenentscheidung folgt aus § 97 Abs. 1 ZPO. 26
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